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(wie die Qualitätsinspektion des Amtes für Standardisierung, 
Meßwesen- und Warenprüfung, die Staatliche Bilanzinspek­
tion bei der Staatlichen Plankommission, die Staatliche Ver-, 
kehrsinspektion des Ministers für Verkehrswesen, die Zen­
trale Staatliche Inspektion f(ir Investitionen der Staatlichen 
Plankommission, die Staatliche Umweltinspektion, die Zen­
trale Verpackungsinspektibn) schaffen wesentliche Voraus­
setzungen dafür, mittels der Kontroll- und Aufsichtstätigkeit 
das Verhältnis von Aufwand und Ergebnis in der Wirtschaft 
günstiger zu gestalten und fortgeschrittene Erfahrungen der 
Leitung und Planung zu verallgemeinern.
. 2. Eine große Rolle spielt das Verwaltungsrecht bei der 

" Verwirklichung der Sozialpolitik des sozialistischen Staates, 
insbesondere bei der Verbesserung der Wohnbedingungen 
der Bürger, der Entwicklung der Dienstleistungen und der 
Förderung des Handwerks sowie auf den Gebieten der Bil­
dung und Kultur, des Gesundheits- und Sozialwesens und 
der staatlichen Jugendpolitik. Es dient damit der Gestaltung 
einer bürgernahen sozialistischen Kommunalpolitik in den 
Städten und Gemeinden.

3. Wachsende Bedeutung hat das Verwaltungsrecht für die 
Wahrung der Rechte der Bürger und die Berücksichtigung 
ihrer berechtigten Interessen. Die Normen des Verwaltungs­
rechts gewähren in bezug auf die Inanspruchnahme von 
Rechten der Bürger sowie deren. Sicherung durch die Organe 
des Staatsapparates wesentliche Anspruchsrechte und be­
gründen Einwendungsrechte. Gleichzeitig werden die Anfor­
derungen an Einzelentscheidungen der Organe des Staats­
apparates und ihrer Leiter sowie an das Verfahren für diese 
Entscheidungen und ihre Durchsetzung rechtlich geregelt; 
das gilt insbesondere für Anträge der Bürger und ihre Rechts­
mittel gegen Verwaltungsentscheidungen. Ebenso regelt das 
Verwaltungsrecht die Erfüllung und Durchsetzung verwal­
tungsrechtlicher Pflichten durch die Bürger, durch Kombi­
nate, Betriebe, Gfenossenschaften und Einrichtungen. Ver­
waltungsrechtliche Verfahrensregelungen diehen dazu, die' 
subjektiven Rechte der Bürger und ’ ihren zuverlässigen 
Schutz zu gewährleisten.

4. Das Verwaltungsrecht regelt die sachlich richtige sowie 
termingemäße Bearbeitung der Anliegen der Bürger. So ver­
pflichtet das Eingabengesetz die Staatsorgane, alle Vor­
schläge, Hinweise, Anliegen und Beschwerden der-Bürger auf 
der Grundlage der Rechtsvorschriften sorgfältig und gewis­
senhaft zu -bearbeiten, darüber zu entscheiden, sie auszuwer­
ten und für die Qualifizierung ihrer Leitungstätigkeit zu nut­
zen. Gleichzeitig dient das Verwaltungsrecht der weiteren 
rechtlichen Ausgestaltung der Mitwirkung der Bürger an der 
Tätigkeit der örtlichen Räte und ihrer Fachorgane sowie 
staatlicher Einrichtungen. Die Aufgaben, die Befugnisse und 
die Arbeitsweise bei kollektiven wie individuellen Mitwir­
kungsformen werden in zunehmendem Maße rechtlich exakt 
bestimmt, um damit bessere Voraussetzungen für die weitere 
Erhöhung der Wirksamkeit der Staatsorgane zu schaffen.

5. Zahlreiche verwaltungsrechtliche Regelungen gelten für 
die Gewährleistung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit, 
für den Schutz der Errungenschaften des Sozialismus und die 
Organisierung von Maßnahmen der Landesverteidigung. Be­
sonders bedeutsam sind sie für die Bekämpfung und Ver-, 
hütüng von Ordnungswidrigkeiten, die Verhütung und Be­
kämpfung übertragbarer Krankheiten beim Menschen, auf 
den Gebieten des Wehrdienstes, des Brandschutzes, der Ver­
kehrssicherheit, des Ausweis-, Paß- und Meldewesens, der 
Verwendung von Sprengmitteln, Schußwaffen und Giften. 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit sind bei der Leitung und 
Planung der wissenschaftlich-technischen, ökonomischen, so­
zialen und geistig-kulturellen Entwicklung in allen Berei­
chen strikt zu gewährleisten und als produktivitätsfördernde 
Faktoren zu nutzen.

6. Schließlich regelt das Verwaltungsrecht' Aufgaben, 
Rechte und Pflichten sowie Arbeitsweise und Verantwort­
lichkeit von Organen des Staatsapparates, -staatlichen Lei­
tern und. Mitarbeitern bei der Leitung und Planung gesell­
schaftlicher Prozesse auf der Grundlage der Verfassung, des 
Gesetzes über den Ministerrat, des Gesetzes über die örtlichen 
Volksvertretungen und anderer Rechtsvorschriften. Ausge­
hend von der wachsenden Rolle der Volksvertretungen legt
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der Abt. Staats- und Rechtsfragen 
beim Zentralkomitee der SED

das Verwaltüngsrecht die Aufgaben und die Verantwortung 
der Räte und ihrer Organe — in ihrer Komplexität wie in ih­
rer Differenziertbeit nach Leitungsebenen und Verantwor­
tungsbereichen — fest und gestaltet entsprechend dem de­
mokratischen Zentralismus’ Leitungs- "und Weisungsbezie­
hungen zwischen den Organen des Staatsapparates, ihren 
Leitern und Mitarbeitern. Es fördert die wissenschaftlich be­
gründete und rationell organisierte Arbeitsweise im Staats­
apparat

Geht man davon aus, daß die Organe des Staatsapparates 
schätzungsweise jährlich mehr als 20 Millionen Verwaltungs- 
eptschei,düngen treffen, die den Adressaten Rechte gewähren 
oder Pflichten übertragen ■ oder gegen sie verwaltungsrecht­
liche Sanktionen festlegen, so unterstreicht das, wie notwen­
dig es ist, die Rechtsarbeit in den Organen des Staatsappara­
tes entschieden zu verbessern und die Rechtskenntnisse der 
Leiter und Mitarbeiter weiter zu vertiefen.4

Garantien für Gesetzlichkeit im Verwaltungsrecht

Für alle Organe des Staatsapparates gilt das unverbrüchliche 
Gebot, in ihrer Arbeit die Gesetze und anderen Rechtsvor­

schriften zu beachten und strikt durchzusetzen: „Die Rechts-

4 Vgl. dazu K. Mehnert/G. Schulze, „Ein hohes Niveau der Rechts­
arbeit ln den örtlichen Staatsorganen sichern“, NJ 1988, Heit 9,
S. 30 11.


